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Der Wert der Sonntagsruhe kann nicht 

hoch genug eingeschätzt werden. Des-

halb ist er auch im Grundgesetz veran-

kert: Der Sonntag und die staatlich an-

erkannten Feiertage bleiben als Tage 

der Arbeitsruhe und der seelischen Er-

hebung gesetzlich geschützt.  

Im Verlaufe des letzten Jahres gab es 

wiederholt Anlass sich mit Sonntagsar-

beit zu beschäftigen. Damit ist nicht nur 

die Sonntagsarbeit anlässlich des Streiks 

bei der Post gemeint. Ende letzten Jahres 

versuchte z.B. Amazon (erfolglos) Sonn-

tagsarbeit in Logistikzentren durchzufüh-

ren. Im 

F r ü h j a h r 

d i e s e s 

J a h r e s 

ging die, in 

Thüringen 

zugelasse-

ne Laden-

ö f f n u n g 

am 1. Mai 

(der diesmal nicht nur Feiertag, sondern 

auch Sonntag war) durch die Presse. 

Geläufig ist vielen sicher auch die schon 

„ältere“ Entscheidung des Bundesverwal-

tungsgerichts vom 26.11.2014 zur 

(unzulässigen) Sonntagsöffnung von 

Callcentern. Doch Callcenter waren nur 

ein Bereich, mit dem sich das Gericht 

befassen musste, es ging auch um Video-

theken, öffentliche Bibliotheken, Braue-

reien, Betriebe zur Herstellung von Ge-

tränken, Fabriken zur Herstellung von 

Roh- und Speiseeis sowie Betriebe des 

Großhandels, Wettbüros und um Lotto- 

und Totogesellschaften. In allen Fällen 

ging es um die Frage, ob man eine Aus-

nahme vom Verbot der Sonntagsarbeit 

machen kann. 

Wenn man den kleinen Finger gibt 

Wie das mit den Ausnahmen so ist, der 

ersten folgt die zweite usw., die sukzessi-

ve Ausweitung des Ladenschlusses ist 

dafür ein nachdrückliches Beispiel. Er 

begann mit einem langen Donnerstag, 

der mit der Zahlung von Zuschlägen und 

dem Angebot an „flexible“ Menschen 

(etwa junge Leute oder Studierende) 

sozusagen attraktiv gemacht wurde. Die 

heutigen Öffnungszeiten sind bekannt 

und es arbeiten dort vorwiegend 

„normale“ Beschäftigte. Meist sind dies 

Frauen, die oft auch noch die Last der 

Hausarbeit und Kinderbetreuung zu tra-

gen haben. Sonntagsöffnungszeiten neh-

men hier auch zu.  

Immer mehr Sonntagsarbeit 

Aber auch ganz allgemein ist festzustel-

len, dass Sonntagsarbeit immer mehr 

zunimmt. So müssen, nach den Daten 

des Statistischen Bundesamts, 11,1 

Millionen Beschäftigte (Stand 2008) 

gelegentlich, regelmäßig oder ständig an 

Sonn- und Feiertagen arbeiten. 1993 

waren es noch 7,3 Millionen, es ist also 

ein Anstieg von gut 65% zu verzeichnen. 

Damit sind 28,7% der Beschäftigten von 

Arbeit an Sonn- und Feiertagen betroffen, 

also fast jede/r dritte Beschäftigte! Be-

troffen sind aber auch: Kinder, Enkel, 

Familienangehörige, Vereine, Gewerk-

schaften, Kirchen, Freunde – die Leute, 

mit denen man sich sonntags sonst tref-

fen kann. Betroffen ist die Gesellschaft 

als solche, da z.B. verlässliche freie Zei-

ten für das Ehrenamt verloren gehen.  

Deshalb hat ver.di sich immer klar 

gegen Sonntagsarbeit positioniert.  

Die gute Nachricht für unseren Fachbe-

reich:  

Die Zustellung an Sonntagen ist aufgrund 

(Fortsetzung auf Seite 4) 
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  Sonntagsarbeit? Ohne uns!   

Keine Sonntagszustellung! Ob 

bei der Post oder anderswo 
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Tarifabschluss im Verkehrsgewerbe und in der Logistik Saarland  

Es gibt was obendrauf  

Nach intensiven Verhandlungen haben 

sich ver.di und Arbeitgebervertreter in 

den Abendstunden des 08. August auf 

ein Tarifergebnis geeinigt:  

 

 Mit einer Erhöhung der Entgelte um 

2% ab dem 1. August 2016 und 

weiteren 2% ab dem 1. August 

2017 wird eine echte Reallohnstei-

gerung erzielt.  

 Überdurchschnittlich profitieren 

Auszubildende mit einer Erhöhung 

der Ausbildungsvergütung um 

60,00 € zum 1. August 2016 und 

40,00 € zum 1. August 2017  

 Laufzeit bis zum 31.07.2018  

 Einrichtung einer Arbeitsgruppe zu 

Fragen der Tarifstruktur und Ta-

rifsystematik. 

Weiterhin gilt: 

Tarifverträge fallen nicht vom Himmel, sie 

werden von den ver.di-Mitgliedern er-

kämpft, und je mehr Mitglieder in den Be-

trieben, um so besser fallen auch die Tarif-

verträge aus.  

Ein großes „Dankeschön“ geht an unsere 

Mitglieder der Tarifkommission (siehe ne-

ben stehendes Foto), die  in der intensiv 

geführten Verhandlung ein gutes Ergebnis 

erzielen konnte. 

 

Deshalb 

 Mitglied werden 

 Mitbestimmen 

 Mitgestalten 

 

 

Das Erholungswerk Post Postbank Tele-

kom e.V. ist eine tolle Sache. Noch bes-

ser wird sie dadurch, dass es vom Arbeit-

geber Zuschüsse für einen Familienur-

laub gibt, damit sich auch Beschäftigte 

mit geringem Gehalt einen tollen Urlaub 

in wunderschönen Ferienanlagen leisten 

können.  

Einen Haken hatte die Sache bisher aller-

dings. In den Genuss eines finanziellen 

Zuschusses durch die Deutsche Post DHL 

kamen nur Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter, die bei der Deutschen Post AG be-

schäftig sind. Alle Beschäftigten der Toch-

tergesellschaften gingen leer aus. Doch 

gerade bei den Tochtergesellschaften ar-

beiten viele, deren Einkommen nicht für 

einen Familienurlaub reicht. 

Doch jetzt waren die seit langem vorge-

brachten Forderungen des Konzernbe-

triebsrates erfolgreich: 

 Ab dem 1. Januar 2017 können 

auch Beschäftigte der Tochterge-

sellschaften der Deutschen Post 

DHL Group in Deutschland Zu-

schüsse für kindergeldberechtigte 

Kinder erhalten. Voraussetzung ist, 

dass der Urlaub in einer Einrich-

tung des Erholungswerkes stattfin-

det. Dabei sind die geltenden Re-

geln des Erholungswerkes zu be-

achten. 

 Ab dem 1. Januar 2017 können 

nichtbehinderte und behinderte 

Kinder von Beschäftigten der Toch-

tergesellschaften in Deutschland, 

unter den geltenden Voraussetzun-

gen, an den angebotenen Kinderer-

holungsmaßnahmen des Unterneh-

mens teilnehmen. 

Nähere Informationen erhaltet ihr über 

euren Betriebsrat oder euren Arbeitgeber. 

Mehr Infos: 

http://www.erholungswerk.de 

Deutsche Post DHL Group  

Familienurlaub 

bezahlbar gemacht 

Konzernbetriebsrat erreicht Gleichstellung für Beschäftigte der Tochtergesellschaften 
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Wer mehr Verantwortung trägt, soll auch 

eine höhere Entlohnung erhalten. Gegen 

diesen Grundsatz haben sicherlich die 

wenigsten etwas einzuwenden. Darüber, 

ob ein Top-Manager nun das 10-, 20-  

oder 30fache seines Mitarbeiters verdie-

nen soll, lässt sich allerdings trefflich 

streiten. 

Doch in der Praxis erhalten Manager von 

Unternehmen in Deutschland bis zu 141-

mal mehr als ihre Mitarbeiter. Das zeigt 

sehr anschaulich eine neue Studie der 

Hans-Böckler-Stiftung. Sie hat dazu alle 

DAX-30-Unternehmen untersucht und zeigt 

auf, das Wievielfache ein Manager durch-

schnittlich mehr erhält, als ein Beschäftig-

ter durchschnittlich im gleichen Unterneh-

men. 

Hierzu wurden zwei Größen ins Verhältnis 

gesetzt: Einmal die durchschnittliche Ver-

gütung pro Vorstand und zum anderen der 

d u r c h s c h n i t t l i c h e  K o n z e r n -

Personalaufwand pro Beschäftigten im 

Unternehmen. Dabei kam heraus, dass die 

Vorstände im Durchschnitt das 57fache 

ihrer Beschäftigten erhalten. Die Spanne 

bei den DAX-30-Unternehmen reicht dabei 

vom schwindelerregenden 141fachen bis 

zum fast schon bescheidenen 17fachen. 

Überraschung: Die Post-Manager 

sind ganz Vorne dabei 

Überraschend dürfte dabei, vor allem für 

die Mitarbeiter/innen der Deutschen Post 

DHL, der Wert der Vorstände der Deut-

schen Post AG sein. Die Vorständler der 

Post bekommen das 132fache ihrer Be-

schäftigten. Nur die VW-Manager erhalten 

mit dem 141fachen noch mehr.  

Gleichzeitig kommt der neue Verteilungs-

bericht des Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaftlichen Instituts (WSI) der Hans-

Böckler-Stiftung zu folgendem Ergebnis: 

„Arm bleibt arm und reich bleibt reich – 
das gilt aktuell noch deutlich stärker als 
vor 20 Jahren. Gleichzeitig sind die Abstän-
de zwischen hohen und niedrigen Einkom-

men spürbar gewachsen.“ 

Erstaunlich ist auch die Entwicklung bei 

der Deutschen Post AG: Erhielten die Ma-

nager 2008 noch das 51fache ihrer Be-

schäftigten, waren dies 2011 schon das 

92fache und 2014 das 132fache. 

Begründet wird die hohe Entlohnung der 

Vorstände immer damit, dass die besten 

Manager der Welt nur dann in Deutsch-

land arbeiten, wenn sie diese Top-

Konditionen erhalten. Die Studie zeigt 

allerdings eine andere Realität: Ein inter-

nationaler Arbeitsmarkt für Managerinnen 

und Manager existiert nicht. Der Großteil 

der ausländischen Vorstandsvorsitzenden 

der deutschen Top-100-Unternehmen 

stammte Mitte des letzten Jahrzehnts so-

gar aus dem gleichen Sprach- und Kultur-

raum – es waren also Schweizer oder Ös-

terreicher. 

Hohe Gehälter — schlechte Leistun-

gen? 

Außerdem heißt es in der Studie der Hans-

Böckler-Stiftung: „In einer weiteren US-
Studie wurden zudem die 1.500 wertvolls-
ten Aktiengesellschaften der drei Börsenin-
dizes NYSE, AMEX und NASDAQ über einen 

Zeitraum von 20 Jahren hinsichtlich ihrer 
Perfomanceentwicklung ausgewertet und 
mit der Entwicklung der Managerentloh-
nung gespiegelt. Das Ergebnis: Zu hohe 
Gehälter können die Leistungen der Mana-
ger negativ beeinflussen. Sie gehen näm-
lich oftmals mit einem falsch genährten 
Selbstbewusstsein einher, das zu risikorei-
cherem Handeln und damit zu Fehlent-

scheidungen führt.“ 

Diese Begründung könnte auch einige 

Fehlentscheidungen der letzten Jahre im 

Management der Deutschen Post AG er-

klären. 

Ein Lösungsansatz 

Als Lösungsansatz hat der DGB schon 

2013 gefordert, dass jeder Aufsichtsrat 

jährlich für sein Unternehmen festlegt, das 

Wievielfache seine Vorstände von dem der 

Beschäftigten verdienen dürfen und somit 

eine verbindliche Deckelung für die Vor-

standsvergütung definiert. Außerdem soll-

te der Aufsichtsrat dies in seinem Vergü-

tungsbericht für das zurückliegende Jahr 

benennen und begründen. (Stellungnahme 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu 
den aktuellen Plänen der Koalition, zwin-
gend die Hauptversammlung mit der Be-
schlussfassung über die Vorstandsvergü-

tung zu befassen 03.06.2013) 

Studie über Managergehälter im Vergleich zu den übrigen Beschäftigten 

Post-Vorstand ganz Vorne dabei 

Manager der DAX-30-Unternehmen verdienen durchschnittlich das 57 fache ihrer Beschäftigten. Bei 

der Deutschen Post AG sogar das 132fache 



der Regelungen im Arbeitszeitgesetz nicht 

zulässig!  

Wir müssen das nur verteidigen! 

Anlass zu einem solchen Aufruf gibt es 

leider, schon jetzt wollte die Deutsche 

Post bei ihren Delivery Gesellschaften in 

Nürnberg und Frankfurt bei der Kastenlee-

rung am Sonntag doch auch Pakete über 

die Packstationen ausliefern. Und wie 

jedes Jahr zu Weihnachten wird die zuzu-

stellenden Paketmenge massiv in die 

Höhe steigen. Auch in der Vorweihnachts-

zeit kann die Zustellung von Montag bis 

Samstag erfolgen, wegen der Menge z.B. 

mit deutlich mehr Personal und entspre-

chend mehr Bezirken. Auf die jedes Jahr 

neu ansteigenden „Rekordmengen“ kann 

man sich vorausschauend einrichten!  

Auch im Arbeitszeitgesetzt geregelt 

Das Verbot der Arbeit am Sonntag ist auch 

im Arbeitszeitgesetz geregelt. Bei den 

geregelten Ausnahmen ist immer die Fra-

ge zu stellen: Kann die Arbeit nicht auch 

an Werktagen von Montag bis Samstag 

vorgenommen 

werden? In der 

Zustellung ist sie 

mit einem einfa-

chen „Ja, sie 

kann“  zu beant-

worten. Es ist 

Sache des Unter-

nehmens, dass 

a u s r e i c h e n d e 

Vorkeh rung en 

getroffen wer-

den, wie mit 

deutlich mehr Personal und entsprechend 

mehr Bezirken. 

Es geht in der grundsätzlichen Frage auch 

darum, wie wir leben wollen, was uns we-

nigstens ein freier Tag in der Woche wert 

ist? Ein Tag, in dem wir uns frei von Ver-

pflichtungen unseren Kindern, unserer 

Familie und Freunden widmen können! 

(Fortsetzung von Seite 1) 
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Sonntagszustellung unzulässig 

Nachdem im letzten Jahr während des Poststreiks gegen das Verbot der Sonntagsar-

beit verstoßen worden war, hatte der ver.di-Landesfachbereich die VertreterInnen der 

Landespolitik gedrängt, hier tätig zu werden. Während im Saarland dem Vernehmen 

nach ein Bußgeld verhängt worden ist, hat Rheinland-Pfalz eine bundesweite Positio-

nierung der zuständigen FachreferentInnen der Länder erzielt. Demnach ist die allge-

meine Post- und Paketzustellung an Endkunden und Packstationen an Sonn- und 

Feiertagen unzulässig. Damit wurde die Haltung von ver.di bestätigt und den Betriebs-

räten der Rücken gestärkt. 

Bei den JAV-Wahlen 2016 bei der Deut-

schen Post AG, Brief Niederlassung, Kob-

lenz, Mainz und Saarbrücken, sowie beim 

SSC Procurement erzielte ver.di 100% 

aller Sitze. 

Vom 25.-27.10.2016 fanden in Rheinland-

Pfalz-Saarland die JAV-Wahlen der DPAG 

statt. Unsere ver.di-Kandidatinnen und 

K a n d i d a -

ten erreich-

ten 100% 

der Manda-

te, das ist 

s p i t z e ! 

Auch su-

per, dass 

ü b e r a l l 

beide Ge-

schlechter in den Gremien vertreten sind.  

Der ver.di Landesbezirksfachbereich PSL 

bedankt sich bei allen, die aus Altersgrün-

den ausscheiden mussten und wünscht 

ihnen viel Erfolg im weiteren Berufsleben. 

Allen Neu- und Wiedergewählten einen 

guten Start und erfolgreiche Arbeit. 

  

JAV-Wahlen bei der Deutschen Post AG  

100 % ver.di — JAV-Wahlen 2016 

Weil Tarifverträge nicht vom Himmel fallen:  

 Mitglied werden 

 Mitbestimmen  

 Mitgestalten 

An die Beschäftigten im Verkehrsgewer-

be und in der Logistik in Rheinland-Pfalz  

Schöne Bescherung  

Die JAV in Saarbrücken weiß wie´s geht 

Unsere JAV in Mainz steht bereit Top: Die JAV in Koblenz 

Für Ausbildungsqualität, 

Übernahme und  

Perspektiven!  
 

Eine JAV mit Biss! 
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Motivieren – Überzeugen – Werben  

ver.di-Seminare in Kirkel und Roes erfolgreich absolviert  

Schwer motiviert waren die 

Kolleginnen und Kollegen, die 

an unseren Seminaren im Sep-

tember und Oktober teilge-

nommen haben.  

Sie konnten viel Neues, zum 

Beispiel über ihr Gesprächsver-

halten, Fragetechniken, Enga-

gement oder den Aufbau einer 

Argumentation lernen.  

Die Rückmeldungen der Teil-

nehmenden waren so positiv, 

dass wir die Seminare auch in 

2017 wieder anbieten werden. 

Die Seminare sind sowohl in 

Rheinland-Pfalz als auch im 

Saarland als Bildungsurlaub 

anerkannt. Genauere Informati-

o n  k ö n n e n  b e i  s i l -

via.porth@verdi.de angefordert 

werden.  

Der DGB Rheinland-Pfalz hatte 

im September eine Delegation 

der  i ta l ien ischen CGIL 

(Confederazione Generale 

Italiana del Lavoro) zu Gast.  

Die Kolleginnen und 

Kollegen waren unter-

wegs, um sich über 

die zunehmende Digi-

talisierung in unserer 

Arbeitswelt auszutau-

schen.  

Am 7. September be-

suchten sie das Paket-

zentrum in Saulheim 

und tauschten sich anschlie-

ßend mit ver.di-KollegInnen 

des Betriebsrates und der 

Schwerbehindertenvertretung 

aus.  

Neben den Fragestellungen zur 

Digitalisierung wurde darüber 

diskutiert, dass die Auslage-

rung von Paketzustellung in 

Tochter- und Subunternehmen 

sowohl in Italien als auch in 

Deutschland kritisch zu bewer-

ten ist.  

Internationale Solidarität 

Gewerkschaftskollegen/innen aus Italien zu Gast 

„Ich soll zum Chef obwohl ich krank bin! 

Muss ich das?“ Die Frage hat sich der 

eine oder die andere sicher schon mal 

gestellt. Es kommt nämlich vor, dass 

einem der Arbeitgeber zu einem Perso-

nalgespräch einbestellt, obwohl man 

erkrankt ist. 

Mit genau diesem Sachverhalt hat sich 

das Bundesarbeitsgericht (Urteil vom 

02.11.2016, Az. 10 AZR 596/15) beschäf-

tigt. Es ging es um die Frage, ob ein Arbeit-

nehmer während bestehender Arbeitsunfä-

higkeit einer Einladung zum Personalge-

spräch nachkommen muss oder mit Ver-

weis auf die bestehende Krankheit zuhau-

se bleiben kann. 

Abmahnung für Nichterscheinen 

Ein ursprünglich als Krankenpfleger einge-

stellter, nach einem Arbeitsunfall vorüber-

gehend als Dokumentationsassistent be-

schäftigter Arbeitnehmer, sollte nach 

mehrwöchiger Erkrankung beim Arbeitge-

ber zum Personalgespräch erscheinen. 

Der Krankenpfleger weigerte sich aller-

dings mehrfach zu diesem Gespräch wäh-

rend seiner Krankheit zu erscheinen. Des-

halb forderte der Chef von ihm ein Attest, 

das besagt, dass er zum Führen eines 

Personalgespräches nicht in der Lage sei. 

Dies lehnte der Mitarbeiter aber ab. Da-

raufhin sprach der Arbeitgeber eine Ab-

mahnung aus. Zu Unrecht, wie das BAG 

jetzt entschied.  

In einem Personalgespräch kann der Chef 

Themen wie Arbeitsqualität, Arbeitsleis-

tung, Versetzungen sowie neue Aufgaben 

ansprechen. An einem solchen Gespräch 

muss der Arbeitnehmer teilnehmen. Gene-

rell fallen zwar Personalgespräche unter 

das sogenannte „Direktionsrecht“ des 

Arbeitgebers, bei einer Weigerung daran 

teilzunehmen drohen eine Abmahnung 

und sogar die Kündigung, doch im Krank-

heitsfall sieht die Sache anders aus.  

Kein „Kontaktverbot“ 

Allerdings besteht während der Krankheit 

kein generelles „Kontaktverbot“. Wenn 

zum Beispiel geklärt werden muss, wie der 

Arbeitseinsatz nach der Krankheit weiter-

gehen soll, kann sich der Arbeitgeber mit 

dem Mitarbeiter in Verbindung setzten. 

Aber selbst dann muss man nicht im Be-

trieb erscheinen. Die Kontaktaufnahme 

kann auch durch ein Telefongespräch er-

folgen.  

Achtung bei BEM-Gesprächen 

Allerdings ist nicht jedes Gespräch wäh-

rend der Krankheit ein Per-

sonalgespräch. So ist ein 

Arbeitgeber ausdrücklich 

gem. § 84 Abs. 2 Sozialge-

setzbuch (SGB) IX dazu 

aufgefordert, bei mehr als 

sechswöchiger ununterbro-

chener Erkrankung oder 

sich wiederholender Ar-

beitsunfähigkeit im Jahr ein 

Gespräch zur betrieblichen 

Eingliederung zu führen. Ein 

s o g e n a n n t e s  B E M -

Gespräch (BEM = Betriebli-

ches Eingliederungsma-

nagement).  

Nimmt der Arbeitnehmer an 

einem solchen Gespräch 

nicht teil, kann dies nach-

teilig bei einer eventuellen 

späteren krankheitsbeding-

ten Kündigung sein. Des-

halb ist es wichtig, dass immer ein Vertre-

ter des Betriebsrates und, falls zuständig, 

auch die Schwerbehindertenvertretung bei 

diesem Gespräch dabei sind. 

Interessantes Urteil des Bundesarbeitsgerichts 

Zum Chef, obwohl krank? 

Wer krank ist, ist krank. Er muss auch nicht zum Personalgespräch in den Betrieb. 

pixabay.com 
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